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UWe scheFFler

absolute und relative Fahrunsicherheit – 
trunkenheit ohne Fahrfehler und Fahrfehler ohne trunkenheit?

herr Kollege MałOlePszy hat uns gerade berichtet, dass im polnischen recht eine straftat – und nicht nur eine
Ordnungswidrigkeit – vorliegt beim Fahren im „Trunkenheitszustand“1), der immer dann angenommen wird,
wenn „der Blutalkoholgehalt den Wert von 0,5 Promille überschreitet“2); inwieweit der (Kraft-)Fahrer3) tatsäch-
lich unter der Wirkung des alkohols steht und fahrunsicher ist, ist unerheblich. 

Das deutsche strafrecht nimmt dagegen eine straftat – und nicht nur eine Ordnungswidrigkeit – gemäß § 316
stGB allgemein an, wenn ein Fahrer „infolge des Genusses alkoholischer Getränke ... nicht in der Lage ist, das
Fahrzeug sicher zu führen“.

Wann ist nun aber in Deutschland jemand nicht mehr „in der Lage“, sein Fahrzeug „sicher zu führen“? Das
Gesetz nennt hier keine Promillezahl. es stellt stattdessen auf ein unbestimmtes tatbestandsmerkmal, die „Fahr-
unsicherheit“ – manche sprechen auch von der „Fahruntüchtigkeit“4) – ab. Ähnlich wie bei der schuldunfähig-
keit nimmt das deutsche recht an, dass der zustand Fahrunsicherheit bei allen Menschen bei einer anderen trink-
menge – und auch bei ein und derselben Person abhängig von der jeweiligen tagesform – eintreten kann.

Die seit Jahrzehnten allgemeine ansicht in literatur und rechtsprechung sagt dazu: Für die annahme von
Fahrunsicherheit müsse „die Gesamtleistungsfähigkeit des Fahrzeugführers, namentlich infolge Enthemmung
sowie geistig-seelischer und körperlicher Ausfälle, so weit herabgesetzt“ sein, „daß er nicht mehr fähig ist, sein
Fahrzeug im Straßenverkehr eine längere Strecke, und zwar auch bei plötzlichem Eintritt schwieriger Verkehrs-
lagen, sicher zu steuern“5). Der Fahrer muss sich demgemäß tatsächlich in einem trunkenheitszustand befunden
haben, also wirklich unter alkoholwirkung gestanden haben.

es kann sehr schwierig sein, das vorliegen alkoholbedingter Fahrunsicherheit im konkreten einzelfall festzu-
stellen. Dafür haben rechtsprechung und lehre in Deutschland zwei Wege des nachweises entwickelt – herr
Kollege MałOlePszy hat es ebenfalls schon kurz erwähnt: Die Feststellung „absoluter“ sowie „relativer“ Fahr-
unsicherheit.

a b s o l u t e Fahrunsicherheit bedeutet, dass beim vorliegen einer bestimmten, sehr hohen Blutalkoholkon-
zentration unwiderleglich vermutet wird, ein jeder Fahrzeugführer sei nicht mehr in der lage, sein Fahrzeug 
sicher zu führen. r e l a t i v e Fahruntüchtigkeit liegt dagegen vor, wenn zu einer geringeren alkoholisierung
noch alkoholtypische verhaltensweisen insbesondere in Gestalt von Fahrfehlern hinzutreten. 

Die Bezeichnungen als „absolute“ und „relative“ Fahrunsicherheit sind geeignet, Missverständnisse hervor-
zurufen. Die relative Fahrunsicherheit ist insbesondere nicht etwa eine mindere Form der Fahrunsicherheit. In
der Qualität gibt es zwischen absoluter und relativer Fahrunsicherheit keinen Unterschied. Die verschiedenheit
besteht vielmehr ausschließlich in der art des nachweises der Fahrunsicherheit6).

1) art. 178a § 1 Kodeks karny:
„Wer im Trunkenheitszustand ... ein Kraftfahrzeug ... führt, wird mit ... Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren be-
straft.“

2) art. 115 § 16 Pkt. 1 Kodeks karny:
„Ein Trunkenheitszustand im Sinne dieses Gesetzbuches liegt vor, wenn ... der Blutalkoholgehalt den Wert von
0,5 Promille überschreitet oder zu einer diesen Wert überschreitenden Konzentration führt ...“
Die Feststellung eines trunkenheitszustandes über die atemalkoholkonzentration gemäß Pkt. 2 der vorschrift
(„wenn ... der Atemalkoholgehalt in einem 1 dm3 der ausgeatmeten Luft einen Wert von 0,25 mg überschreitet
oder zu einer diesen Wert überschreitenden Konzentration führt“) soll hier ausgeklammert bleiben, weil in
Deutschland eine atemalkoholmessung nur im Ordnungswidrigkeiten-, nicht aber im strafrecht als nach-
weismittel zulässig ist. 

3) Bis vor einiger zeit hatte es in Polen für die erlaubte Promillezahl keine Bedeutung (allerdings für die höhe
der strafandrohung), ob es sich um ein Kraftfahrzeug handelte oder ein anderes Fahrzeug, etwa ein Fahrrad.
art. 178a § 2 Kodeks karny lautete: „Wer im Trunkenheitszustand ... ein anderes als das in § 1 genannte Fahr-
zeug führt, wird mit ... Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.“ Durch das Gesetz zur Änderung des Geset-
zes der strafprozessordnung und anderer Gesetze vom 27. 09. 2013 wurde art. 178a § 2 Kodeks karny zum
09.11.2013 aufgehoben. alkoholisierte Führer solcher Fahrzeuge können seitdem nur noch wegen einer Ord-
nungswidrigkeit, nicht wegen einer straftat belangt werden.

4) zur terminologie siehe BGh, Ba 2008, 309 mit anm. KÖnIG, nzv 2008, 492; rIeMenschneIDer, Fahrunsi-
cherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte – zugleich ein Beitrag zur rechtsent-
wicklung, 2000, s. 49 f.; DencKer, Festschrift für Klaus Geppert, 2011, s. 43 ff.

5) siehe nur aus der rechtsprechung BGhst 13, 83 (90); 44, 219 (221); Ba 2008, 309.
6) siehe dazu BGhst 31, 42 (44); FIscher, strafgesetzbuch, 62. aufl. 2015, § 316 rn. 12; hentschel, nJW

1984, 350.
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Beide nachweismethoden sind jedoch unter schuldstrafrechtlichen Gesichtspunkten nicht frei von Bedenken.
(nur) damit will ich mich im Folgenden beschäftigen.

Absolute Fahrunsicherheit – Bestrafung für Trunkenheit ohne Fahrfehler?
Beginnen wir mit der absoluten Fahrunsicherheit.
Für Kraftfahrzeugführer wird seit 1990 absolute Fahrunsicherheit bei einem Promillewert von 1,1 ‰ ange-

nommen. Das sei (unter hinzufügung eines sicherheitszuschlages von 0,1 ‰)7) die Blutalkoholkonzentration,
„bei der mit an Sicherhei t  grenzender Wahrscheinl ichkei t bei jedem Kraftfahrer Fahrtüchtigkeit im
Sinne einer Beherrschung des die Lenkung eines Fahrzeugs im Verkehr bildenden Gesamtvorgangs nicht mehr
festgestellt werden kann“8).

Prozessual wird daraus die Konsequenz gezogen, dass der Kraftfahrer mit dem einwand, er habe gar nicht das
tatbestandsmerkmal des „nicht in der Lage“-seins, „das Fahrzeug sicher zu führen“, erfüllt, gänzlich ungehört
bleibt. Ihm wird von vornherein jeglicher versuch, Beweis anzutreten, dass er etwa aufgrund von besonderer al-
koholgewöhnung9) oder infolge einer krankhaften störung10) mit dem bei ihm festgestellten Promillewert von
über 1,1 ‰ noch fahrsicher war, durch eine unwiderlegliche Beweisregel11) abgeschnitten. Der Bundesgerichts-
hof hatte schon 1957 dazu12) ausgeführt13): „Gegenüber [den] gesicherten und überzeugenden Ergebnissen der
ärztlichen Wissenschaft14) kann kein Kraftfahrer, auch nicht der an Alkohol gewöhnte, mit Aussicht auf Beach-
tung oder gar Erfolg noch geltend machen, auf ihn träfen jene Erkenntnisse nicht zu. Die Grenze ... ist so weit ge-
zogen, daß auch alkoholverträgliche Fahrer, wenn sie sie erreichen, m i t Sicherhei t  s te ts fahruntüchtig sind.
Demgegenüber kann sich auch ein solcher Fahrer nicht mehr darauf berufen, eine Fahrprobe werde bei ihm ein
abweichendes Ergebnis, also seine Fahrtüchtigkeit, ergeben ... Vielmehr muß einem solchen Belastungsversuch,
wenn durch ihn ein Angeklagter seine Fahrtüchtigkeit trotz eines [darüber] liegenden Alkoholspiegels beweisen
möchte, ... jeder beachtliche Beweiswert abgesprochen werden“15).

7) Der sicherheitszuschlag dient allein dem ausgleich der technisch und naturwissenschaftlich nicht ausschließ-
baren Messungenauigkeiten bei der Blutalkoholanalyse (BGhst 37, 89 [92]).

8) BGhst 37, 89 (92) – hervorhebung von hier.
9) siehe dazu reh, Ba 1965/66, 199 ff.; siehe auch den sachverhalt in BGhst 10, 265: „Der Angeklagte hatte

sich in der Hauptverhandlung darauf berufen, er trinke mit Rücksicht auf seinen Beruf als Brauereivertreter
seit zehn Jahren täglich etwa 25 Glas Bier. Er sei deshalb an Alkohol gewöhnt und auch bei einem Blut-
alkoholgehalt von 1,92 ‰ noch fahrtüchtig.“

10) siehe zum addisonismus (Unterfunktion der nebennierenrinde) arBaB-zaDeh, nJW 1967, 275 ff.; haFFKe

Jus 1972, 448; Die zeit 51/1966 vom 16.12.1966 (http://www.zeit.de/1966/51/nur-ein-leichtes-augenzittern);
Der spiegel 52/1966 vom 19.12.1966 (http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-46415616.html).

11) Kritisch zur richtigkeit der einordnung als Beweisregel rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalko-
holgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 120 f.: „Da der Zustand der Fahrunsicherheit nicht ohne
weiteres der sinnlichen Wahrnehmung zugänglich [ist] und die Wertung erfordert, welche Anforderungen an
die Fahrsicherheit zu stellen sind, ist er quantitativ nicht bestimmbar. Die vom BGH angegebene Definition ...
besitzt jedenfalls keinen Bedeutungskern, der eine rein semantische Subsumtion erfordern würde.“
Kurz vor Drucklegung dieses Manuskriptes spöttisch ablehnend FIscher, vorsitzender des 2. strafsenats des
BGh: „Eine ‚unwiderlegliche Vermutung‘ ist dem deutschen Strafprozessrecht fremd. Die Annahme, ab 1,1
Promille Blutalkohol sei ‚unwiderleglich‘ vom objektiven Vorliegen des Tatbestandsmerkmals ‚Ungeeignet-
heit‘ (§ 316 [StGB]) auszugehen, ist daher systemwidrig. Es gibt auch keine Parallele zu solch einem Rechts-
satz. Das gesamte materielle Strafrecht steht unter dem Vorbehalt seiner formellen Anwendbarkeit, und deren
Formen bestimmen sich nach der Strafprozessordnung. Dort gibt es keine ‚unwiderleglichen‘ Vermutungen,
keine ‚Durchschnittswerte‘ und ‚Beweiserleichterungen‘.“ (zeit online vom 01.03. 2016 [http://www.zeit.de/
gesellschaft/zeitgeschehen/2016-03/strafrecht-justiz-trunkenheit-autofahren-fischer-im-recht/komplettansicht]).

12) Dass damals die rechtsprechung noch von einer Grenze der absoluten Fahrunsicherheit von 1,5 ‰ ausging
(BGhst 5, 168; 10, 265; 13, 83; 19, 243), kann hier unbeachtet bleiben, weil 0,5 ‰ davon als sicherheits-
zuschlag zu verstehen waren; siehe dazu rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als
Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 57 f.

13) BGhst 10, 265 (268 f.) – hervorhebung von hier.
14) Der BGh wies hier auf die in BGhst 5, 168 zitierten stellungnahmen („Buhtz, der Verkehrsunfall 1938, 59 f.;

Dettling-Schönberg-Schwarz, Lehrb. d. gerichtl. Medizin, 1951, 509 f.; Elbel im Artikel ,Alkohol und Ver-
kehrsunfall‘ im Handwörterbuch d. gerichtl. Medizin u. naturwissenschaftl. Kriminalistik 1940; Mueller, Ge-
richtliche Medizin 1953, 757 f.“) sowie auf das „Gutachten des Präsidenten des Bundesgesundheitsamtes
unter VI, abgedruckt in Borgmann ‚Blutalkohol bei Verkehrsstraftaten‘ 1955“ hin.

15) Darauf, dass hier ein überzeugender Beweisantrag auf erhöhte alkoholtoleranz schwer vorstellbar erscheint,
insbesondere ein sachverständigenbeweis, der auf die Durchführung von Fahrproben und alkoholbelastungs-
versuchen gerichtet ist, mangels Geeignetheit des Beweismittels i. s. d. § 244 abs. 3 stPO regelmäßig abzu-
lehnen wäre, kommt es danach überhaupt nicht mehr an.
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nun ging der Bundesgerichtshof damals noch von der „Sicherheit“, von der „Gewißheit“16) aus, dass ein jeder
ab der Grenze der absoluten Fahrunsicherheit zum sicheren Führen eines Kraftfahrzeuges nicht mehr in der lage
ist; der Bundesgerichtshof hatte 1954 sogar noch unmissverständlicher formuliert17): „Jedenfalls ist die Sicher-
heitsgrenze18) ... so gewählt, daß keinem Kraftfahrer, auch nicht dem trinkgewohnten, Unrecht geschieht, wenn
er ohne Rücksicht auf sonstige Umstände des Falles ... verurteilt wird.“19)

allerdings muss beim genauen achtgeben eine zwischenzeitliche Änderung in der ausdrucksweise auffallen:
Der Bundesgerichtshof spricht in seiner neueren rechtsprechung nur noch davon, die Fahrsicherheit sei bei
Überschreitung der 1,1-Promillegrenze „mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“ ausgeschlossen.20)

Das liegt offenbar daran, dass seit 196621) die Festlegung der Grenze absoluter Fahrunsicherheit von 1,3 ‰
(einschließlich eines sicherheitszuschlages von 0,2 ‰) auf einem Gutachten des Bundesgesundheitsamtes aus
dem gleichen Jahr beruhte22), dessen ergebnisse seitdem „als gesicherte wissenschaftliche Erfahrungssätze auch
die Rechtsprechung“ binden23). Dort wird als ergebnis statistischer Untersuchungen und deren Bewertung aus-
geführt, bei einem Kraftfahrer sei bei einer Blutalkoholkonzentration zwischen 1,0 und 1,1 ‰ in 99,879 % der
Fälle absolute Fahrunsicherheit anzunehmen – in 99,879, also nicht in 100 % der Fälle. anders formuliert be-
deutet das jedoch, dass ungefähr jeder 740. Kraftfahrer mit dieser Blutalkoholkonzentration noch fahrsicher ist24) – 
und folglich verurteilt wird, obwohl er „eigentlich“ keine straftat nach § 316 stGB begangen hat!

Kann man das vernachlässigen? Der Bundesgerichtshof hat dies nie erörtert25). Für einen strafrechtsprofessor ist das
schwerlich zu akzeptieren26). Darüber möchte ich aber jetzt nicht weiter nachdenken. Mir geht es um etwas anderes:

16) BGhst 10, 265 (268).
17) BGhst 5, 168 (171) – hervorhebung von hier.
18) auch dort ging es um die Grenze von 1,5 ‰, was hier wiederum unbeachtet bleiben kann. 
19) siehe aber auch ein paar sätze zuvor (s. 170): „Bei einem Blutalkoholgehalt von 1 ‰ ist die Leistung bereits

so beeinträchtigt, daß die meisten Menschen fahruntüchtig sind. Nur aus Sicherheitsgründen ... wird der Be-
ginn unbedingter, d. h. von sonstigen Beweisanzeichen unabhängiger Fahruntüchtigkeit erst bei einem Blut-
alkoholgehalt von 1,5 ‰ angesetzt ...“ – hervorhebung von hier. näher dazu rIeMenschneIDer, Fahrunsi-
cherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 57 f.

20) BGhst 21, 157 (161; 162); 37, 89 (92; 95).
21) BGhst 21, 157 (159): „Die Sachverständigenkommission hat eine Blutalkoholkonzentration von 1,0 ‰ bis

1,1 ‰ als denjenigen Grad der Alkoholisierung festgestellt, bei dem jeder Mensch alkoholbedingte Leistungs-
minderungen und Persönlichkeitsveränderungen aufweist, die einer Teilnahme am Straßenverkehr als Kraft-
fahrer entgegenstehen.“

22) Gutachten des Bundesgesundheitsamtes zur Frage alkohol bei verkehrsstraftaten, 1966, s. 50; aufgrund der
etwas unpräzisen Formulierung „BAK zwischen 1,0 und 1,1 ‰“ hatte der BGh seinen Überlegungen bei der
reduzierung des BaK-Grenzwertes von 1,5 ‰ auf 1,3 ‰ den für den Kraftfahrer günstigsten Wert von 1,1 ‰
(+ 0,2 ‰ sicherheitszuschlag) zugrunde gelegt, vgl. BGhst 21, 157 (161 f.).

23) siehe insbesondere BGhst 21, 157 (159); siehe auch BGhst 37, 89 (91).
24) näher haFFKe, Jus 1972, 449 ff.; rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal

der trunkenheitsdelikte, s. 81 ff.; vgl. auch strate, Ba 1983, 190 f. Die Frage, ob sich aus der Formulierung
„BAK zwischen 1,0 und 1,1 ‰“ und der Festsetzung der Fahrunsicherheit bei 1,1 ‰ eine Differenz ergibt, die
diese Berechnung noch leicht verschieben könnte, soll hier offen bleiben.

25) siehe rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 85.
26) eine Kammer des Bundesverfassungsgerichts hat diese rechtsprechung 1994 zwar ausdrücklich gebilligt, das

Problem aber offenbar übersehen (nJW 1995, 125 [126] – hervorhebung von hier): „Der von dem Beschwer-
deführer beanstandete Ausschluß eines Gegenbeweises in Fällen der absoluten Fahruntüchtigkeit beruht auf
den Grundsätzen über die den Strafgerichten durch § 261 StPO übertragene Beweiswürdigung. Es entspricht
fester, von Verfassungs wegen nicht zu beanstandender Auslegung des § 261 StPO durch die Rechtsprechung
der Strafgerichte und das strafprozessuale Schrifttum, daß der Grundsatz der freien Beweiswürdigung die Bin-
dung des Tatrichters an die ‚Gesetze der Erfahrung‘ nicht ausschließt. Es gibt wissenschaftliche Erkenntnisse,
denen eine unbedingte, jeden Gegenbeweis mit anderen Mitteln ausschließende Beweiskraft zukommt. Solche
allgemein als gesichert geltenden Erkenntnisse muß der Tatrichter als richtig hinnehmen, selbst wenn er ihre
Grundlagen im einzelnen nicht selbst erschöpfend nachprüfen kann. Wo eine Tatsache aufgrund wissenschaft-
licher Erkenntnis fes ts teht , ist für eine abweichende richterliche Feststellung und Überzeugungsbildung
kein Raum mehr. Demgemäß ist der Tatrichter bei der Beweiswürdigung an allgemeine Erfahrungssätze ge-
bunden ... Einen solchen den Tatrichter bindenden allgemeinen Erfahrungssatz hat die Rechtsprechung der
Strafgerichte, insbesondere des BGH, für die Ermittlung eines Grenzwertes der absoluten Fahruntauglichkeit
in Auswertung aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse festgestellt. Damit haben sich die Strafgerichte im
Rahmen ihrer gesetzlichen Zuständigkeit gehalten. Es ist danach von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden,
daß die Strafgerichte im Ausgangsverfahren eine Einzelfallprüfung der Fahruntüchtigkeit des Beschwerde-
führers aufgrund der von ihnen angewendeten allgemeinen Erfahrungssätze für entbehrlich gehalten haben.“
Kritisch dazu scheFFler/halecKer, Ba 2004, 424.
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einer von 740 – genügt das eigentlich wenigstens noch für die abgeschwächte Bedingung des Bundes-
gerichtshofs, ab einem als absolut definierten Grenzwert müsse die Fahrsicherheit „mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit“ ausgeschlossen sein27)? – schauen wir uns die sonstige deutsche rechtsprechung zu ande-
ren sachverhalten an, in denen jemand nur aufgrund von Wahrscheinlichkeitsaussagen als einzigem Beweisan-
zeichen verurteilt werden soll:

Dem Oberlandesgericht naumburg genügte es im Jahre 2000 für eine verurteilung wegen fahrlässiger trun-
kenheit im straßenverkehr nicht, dass der beim angeklagten gemessene Wert der atemalkoholkonzentration von
0,94 mg/l mit einer Wahrscheinlichkeit von 99,64 % einer Blutalkoholkonzentration von 1,1 ‰ entspricht28).
Und der Bundesgerichtshof selbst hatte 1992 in einer entscheidung zum Beweiswert der Dna-analyse eine 
täterwahrscheinlichkeit von sogar 99,986 % (1:6.937) für eine verurteilung wegen vergewaltigung nicht ausrei-
chen lassen29). entgegengesetzt entschied der Bundesgerichtshof erst, wenn ein Merkmal bei „mehr als zehn
Milliarden Personen kein zweites Mal“ vorkommt30), bei einem „Häufigkeitswert von 1:256 Billiarden“31) sowie
einer „Wahrscheinlichkeit von 99,99999999999 %“32). zusammenfassend formulierte der Bundesgerichtshof,
dass „jedenfalls bei einem Seltenheitswert im Millionenbereich“33) die Überzeugungsbildung ausschließlich auf
einen statistischen Wert gestützt werden darf. „Im Millionenbereich“ – also dann doch wohl nicht schon im
„hunderterbereich“ – 1:740 – wie bei der absoluten (Kraft-)Fahrunsicherheit ...34)

noch problematischer sieht es bei alkoholisierten Fahrradfahrern aus: seit 198635) beruht der heute anerkann-
te Grenzwert von 1,6 ‰ für die absolute Fahrlässigkeit von radfahrern36) auf einer wissenschaftlichen Untersu-
chung des Gießener rechtsmediziners GÜnter scheWe aus dem Jahr 1984. scheWe kam zu dem ergebnis, dass
es bei 1,5 Promille „ausnahmslos zu Leistungseinbußen“ bei den von ihm untersuchten Probanden gekommen
sei37). 2012 wollten stimmen aus der Politik und Praxis den zu hoch empfundenen Grenzwert auf 1,1 ‰ sen-
ken38), mussten sich jedoch belehren lassen, dass es bei dem Institut der absoluten Fahrunsicherheit um eine Be-
weisregel geht, die auf gesicherte medizinisch-naturwissenschaftliche erkenntnisse gestützt sein muss39). entge-
gen der allgemeinen erwartung haben jedoch dann deshalb neu durchgeführte neue Untersuchungen an
radfahrern am Institut für rechtsmedizin der Universität Düsseldorf ergeben, „dass vereinzelte Probanden auch
bei sehr hohen BAK jenseits der 1,6 ‰ noch unterhalb des durchschnittlichen Fehlerniveaus aller Probanden im
nüchternen Zustand lagen“40). Für KUrt-rÜDIGer Maatz, bis vor einigen Jahren stellvertretender vorsitzender
des verkehrsstrafsenats des Bundesgerichtshofs, legen diese ergebnisse konsequenterweise sogar nahe, „dass
die Rechtsprechung den Grenzwert nach oben korrigieren müsste“41). Inzwischen bestätigen Untersuchungen
aus dem Institut für rechtsmedizin der Universitätsmedizin Mainz diese ergebnisse42). – Wie viele sicher rad-

27) BGhst 37, 89 (92; 95). Der BGh fügte allerdings (das Problem sehend?) etwas nebulös hinzu: „Zudem haben
sich die Verkehrsverhältnisse seit 1966 so stark verändert, daß die Leistungsanforderungen an den einzelnen
Kraftfahrer wesentlich gestiegen sind. Dies spiegelt sich besonders in der Zunahme der Verkehrsdichte wider.
Auch haben sich vor allem auf Autobahnen und Schnellstraßen die durchschnittlich gefahrenen Geschwindig-
keiten erheblich gesteigert.“ (s. 94). siehe dazu rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt
als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 113; 120.

28) OlG naumburg, Ba 2001, 190 m. anm. scheFFler.
29) BGhst 38, 320.
30) BGhst 58, 212.
31) BGh, nJW 2009, 1159.
32) BGh, nJW 1994, 1348.
33) BGh, nJW 2009, 1159; nstz 2012, 403; BGhst 58, 212.
34) ausführlich hierzu scheFFler/halecKer, Ba 2004, 423 ff.
35) BGhst 34, 133.
36) Für radfahrer nahm sodann 1986 der BGh auf Grundlage dieser Untersuchung unter hinzufügung eines 

sicherheitszuschlages von 0,2 ‰ absolute Fahrunsicherheit ab 1,7 ‰ an (BGhst 34, 133); seit anfang der
1990er gehen die strafgerichte wegen verfeinerter Messmethoden von einem Grenzwert von 1,6 ‰ aus 
(BayOblG, Ba 1992, 282; OlG hamm, nzv 1992, 198; OlG celle, Ba 1993, 134; PeGel in Münchener
Kommentar zum strafgesetzbuch, 2. aufl. 2014, § 316 rn. 44 mit zahlr. nachw. in Fn. 182).

37) scheWe/KnÖss/lUDWIG/schÄUFele/schUster, Ba 1984, 96 (108).
38) siehe näher scheFFler, Ba 2015, 72.
39) siehe dazu instruktiv KÖnIG, Dar 2014, 399.
40) DalDrUP/hartUnG/Maatz/MInDIashvIlI/rOth/schWenDer, Grenzwerte für absolute Fahruntüchtigkeit bei

radfahrern, 2014, s. 49.
41) Maatz in Daldrup/hartung/Maatz/Mindiashvili/roth/schwender, a. a. O., s. 53 sowie Maatz/DalDrUP/rItz-

tIMMe/MInDIashvIlI/hartUnG, Dar 2015, 5; ähnlich Kettler, svr 2015, 8: „Nach diesen Erkenntnissen
ist es unausweichlich, den Grenzwert künftig höher anzulegen als bisher.“

42) „... 10,4 % der bei diesem BAK-Level noch fahrfähigen Versuchspersonen ... zeigten beim 1,4–1,6 ‰ Level ...
Fehlerwerte, die im oberen Quartil der Nüchternfahrten aller Versuchspersonen lagen. Damit erscheint die 
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fahrende mag es hier auf der Grundlage der annahme absoluter Fahrunsicherheit in den letzten knapp 30 Jahren
gegeben haben, die bei gut 1,6 ‰ ruckzuck wegen trunkenheit am Fahrradlenker bestraft worden sind?

als letzte stufe sei auf Bestrebungen hingewiesen, völlig „freihändig“ absolute Grenzwerte für (motorisierte)
rollstühle, für nicht auf Motorkraft beruhende Fortbewegungen (rollenlassen, [an-]schieben, ziehen) sowie für
tret- und Paddelboote festzusetzen oder zu fordern, die Grenze der absoluten Fahrunsicherheit für Kraftfahr-
zeugführer sollte „richtigerweise“ auch „im Schienenbahn-, Schwebebahn-, Schiffs- und Luftverkehr Anwen-
dung finden“43). Das OlG Oldenburg, das die 1,1-Promillegrenze auf Pferdekutscher übertrug44), musste sich zu
recht von Peter KÖnIG, richter am Bundesgerichtshof, erinnern lassen, dass es sich „bei dem Institut der ‚ab-
soluten‘ Fahrunsicherheit um eine auf gesicherte medizinisch-naturwissenschaftliche Erkenntnisse gestützte Be-
weisregel“ handelt, was impliziere, „dass für die betreffende Bewegungsart im Verkehr naturwissenschaftliche
Erkenntnisse vorhanden sein müssen“45).

Relative Fahrunsicherheit – Bestrafung für Fahrfehler ohne Trunkenheit?
szenenwechsel. Kommen wir zur relativen Fahrunsicherheit. sie ist der „gesetzliche Grundfall“46).
Die relative Fahrunsicherheit verlangt im Gegensatz zur absoluten Fahrunsicherheit im konkreten einzelfall

den nachweis, dass der Fahrer schon bei geringerer trunkenheit alkoholbedingt nicht mehr imstande gewesen
ist, sein Fahrzeug eine längere strecke, und zwar auch bei plötzlichem auftreten schwieriger verkehrslagen, si-
cher zu steuern.

Der nachweis der relativen Fahrunsicherheit kann nur auf Indizien beruhen, wobei dem alkoholisierungs-
grad des Fahrzeugführers der höchste stellenwert zukommt: Je mehr sich das Maß der Blutalkoholkonzentration
dem Wert nähert, bei dessen vorhandensein jeder Mensch „mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“
alle Merkmale der Fahrunsicherheit erfüllt, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass diese Merkmale auch
bei dem konkreten Fahrer gegeben sind. Umgekehrt müssen die zusätzlichen Indizien umso gewichtiger sein, je
niedriger die festgestellte Blutalkoholkonzentration ist. Die Untergrenze der relativen Fahruntüchtigkeit auf-
grund von alkoholgenuss liegt nach nicht unumstrittener, aber herrschender ansicht in rechtsprechung und 
literatur bei 0,3 ‰47). „Unter ungünstigen Umständen“48) kann danach schon bei einer Blutalkoholkonzentra-
tion von 0,3 ‰ Fahrsicherheit nicht mehr gegeben sein.

Festlegung einer sog. absoluten Fahrunsicherheit eines Betroffenen durch die Rechtsprechung mit dem An-
spruch keinen Betroffenen zu benachteiligen ... im Einzelfall problematisch.“ ezlan/lUchMann/hatz/UrBan,
Ba 2015, 363 ff.

43) zIeschanG in nomos-Kommentar zum strafgesetzbuch, 4. aufl. 2013, § 316 rn. 25 ff.; dagegen rIeMen-
schneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 160 f.; siehe auch
PeGel in Münchener Kommentar zum stGB, § 316 rn. 38 ff.; FIscher, stGB, § 316 rn. 25 f. zur Befürwor-
tung absoluter Grenzwerte bei Drogenkonsum siehe aG Moers, Ba 2004, 276; aG Greifswald, Ba 2007, 43;
aG tiergarten, Ba 2010, 248 mit ablehnender anm. KÖnIG/seItz, Dar 2010, 361; salsGer, Dar 1994, 
437 f.; siehe auch KÖnIG in leipziger Kommentar zum strafgesetzbuch, 12. aufl. 11. Bd. 2008, § 316 rn. 137a.
Kurz vor Drucklegung dieses Manuskriptes spöttisch ablehnend FIscher, vorsitzender des 2. strafsenats des
BGh: „Autofahrer sind ab 1,1 Promille kriminell. Radfahrer ab 1,7 Promille, Bootsführer vielleicht auch,
nicht aber Surfer. Schlauchbootfahrer noch nicht entschieden, Elbekahnfahrer jedenfalls ab 2,0 Promille.
Krabbenfischer ab 2,5 Promille, vielleicht aber auch nicht, Seenotrettungskreuzerfahrer ab 1,1 Promille.
Flüchtlingsbootesteuermänner und Flugkapitäne: Wir warten auf Weistümer. All das ist: Vermutung, Rechts-
politik, Konfliktvermeidungsrecht. Von Wissenschaft keine Spur.“ (zeit online vom 01.03. 2016
[http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2016-03/strafrecht-justiz-trunkenheit-autofahren-fischer-im
-recht/komplettansicht]).

44) OlG Oldenburg, Ba 2014, 176.
45) KÖnIG, Dar 2014, 399: „Das Führen von durch zwei Pferde gezogenen Kutschen unterscheidet sich ... so sehr

vom Führen von Kraftfahrzeugen, dass eine Übertragung der dazu existierenden Forschung und des darauf
gegründeten Grenzwerts keinesfalls in Betracht kommt.“

46) FIscher, stGB, § 316 rn. 12.
47) „Nach allgemein gesicherten medizinischen Erkenntnissen beginnt eine verminderte Fahrtüchtigkeit bei einer

forensisch nachweisbaren Blutalkoholkonzentration (BAK) von 0,3 ‰ bis 0,4 ‰.“ Begründung Gesetzent-
wurf des Bundesrates eines Gesetzes zur Änderung des straßenverkehrsgesetzes vom 19. 05.1995, Bt-Drs
13/1439, s. 4.
eine Minderansicht nimmt an, das auftreten „von ganz außergewöhnlichen Umständen“ (sternBerG-lIe-
Ben/hecKer in schönke/schröder, strafgesetzbuch, 29. aufl. 2014, § 316 rn. 12; weitergehender PeGel in
Münchener Kommentar zum stGB, § 316 rn. 66) könne sogar einmal bei einem Wert unter 0,3 ‰ die an-
nahme einer relativen Fahrunsicherheit rechtfertigen; siehe dazu OlG saarbrücken nstz-rr 2000, 12.

48) BUrMann in Burmann/heß/Jahnke/Janker, straßenverkehrsrecht, 23. aufl. 2014, § 316 stGB rn. 21; 26.
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Die erforderlichen Indizien können zunächst einmal aus dem verhalten des Fahrers nach der Fahrt gewonnen
werden: etwa ein stolpern und schwanken beim Gehen, das reden mit lallender stimme oder ein unbesonnenes
Benehmen bei der Polizeikontrolle49).

Insbesondere hat hier jedoch das sogenannte „alkoholtypische“ Fahrverhalten Bedeutung. hier gibt es eine
umfangreiche Kasuistik an verhaltensweisen, die als alkoholtypisch in Betracht kommen. – Wir wollen ver-
suchen, hier anhand eines bislang weniger in Betracht gezogenen Unterscheidungskriteriums ein wenig Ordnung
herzustellen:

Man könnte zum einen von „vorsatzaffinen“ Fahrweisen sprechen: als Beispiele aus literatur und recht-
sprechung wären hier das wiederholte Überqueren der durchgezogenen linie, das nichteinhalten des sicher-
heitsabstandes, das Überholen trotz unklarer verkehrslage, erhebliche Geschwindigkeitsüberschreitungen, rot-
lichtverstöße, das Überfahren von stopp-schildern und überhaupt eine leichtsinnige, waghalsige, rücksichtlose
oder gar aggressive, nötigende Fahrweise zu nennen50).

zum anderen könnte man von „fahrlässigkeitsaffinen“ Fahrweisen sprechen: das abkommen von der Fahr-
bahn, das Geradeausfahren in einer Kurve, Fahrfehler beim linksabbiegen, auffälliges und wechselndes schnell-
und langsamfahren, das Fahren bei Dunkelheit ohne licht, das anfahren parkender Fahrzeuge, das auffahren
auf bremsende Fahrzeuge, das Fahren in schlangenlinien51).

verkürzt: trunkenheit kann sich vor allem psychisch durch enthemmung oder physisch durch leistungsaus-
fälle zeigen52).

Bei beiden hier analytisch getrennten Fallgruppen besteht jedoch ein und dasselbe Problem: all die genannten
verhaltensweisen kommen auch bei nüchternen Fahrern nicht selten vor. es muss jedoch für eine verurteilung
festgestellt werden, dass ein Fahrfehler im konkreten Fall alkoholbedingt war, dass also gerade dieser Fahrer sich
in nüchternem zustand anders verhalten hätte.

Die „vorsatzaffinen“ Fahrweisen – von Fahr-„Fehlern“ mag ich hier eigentlich gar nicht mehr sprechen – sol-
len, so hört man allgemein, gerade bei jungen Fahrern sowie Fahrern Ps-starker autos und von Motorrädern auch
nüchtern nicht gerade selten vorkommen. Die Behauptung eines solchen Fahrers, die ihm als alkoholbedingt vor-
geworfene Fahrweise entspreche seinem Fahrstil, beruhe daher also nicht auf der festgestellten Blutalkoholkon-
zentration, kann nicht ohne Weiteres beiseitegeschoben werden: Mit Blick auf radfahrer ist schon ausdrücklich
darauf hingewiesen worden, dass etwa das Fahren „verkehrt durch Einbahnstraßen“ und „das Missachten roter
Ampeln ... keinen Schluss auf eine alkoholbedingte Fahrunsicherheit“ mehr zulasse53). Bei Kraftfahrern mag man
vor allem bei – selbst massiven – Geschwindigkeitsüberschreitungen, riskantem Überholen oder dem nichtein-
halten des sicherheitsabstandes Ähnliches schlussfolgern können.

Die „fahrlässigkeitsaffinen“ Fehler wiederum können auch nüchtern jedem Kraftfahrzeugführer unterlaufen –
und tun es zuhauf. schlechte autofahrer gibt es genug. 

Wie soll man also feststellen, ob ein Fahrzeugführer ohne seinen alkoholkonsum besser gefahren wäre54)?
etwa durch einen Fahrversuch? Müsste dann bei „vorsatzaffinen“ Fahrweisen der Beschuldigte da dann bei-
spielsweise „die Kurve nur wieder genauso verwegen durchfahren wie zur Tatzeit, um sich in eine vorteilhafte
prozessuale Lage zu bringen“55)? Und müsste bei „fahrlässigkeitsaffinen“ Fahrweisen der Beschuldigte nüchtern

49) zIeschanG in nomos-Kommentar zum stGB, § 316 rn. 35 mit weiteren nachw. 
50) PeGel in Münchener Kommentar zum stGB, § 316 rn. 62 f. mit weiteren nachw.
51) PeGel a. a. O., rn. 61 mit weiteren nachw.
52) Ähnlich die Unterscheidung bei FIscher, stGB, § 316 rn. 9: „Für die Wirkungen des Alkohols ist es typisch,

dass einerseits das subjektive Leistungsgefühl und die Wagnisbereitschaft gesteigert werden, die psychotech-
nische Leistungsfähigkeit anderseits aber abnimmt, nämlich Aufmerksamkeit, Auffassungsfähigkeit, Konzen-
tration, Umstellungsfähigkeit, Geschicklichkeit und Reaktion ...“; ähnlich rn. 35: ein alkoholtypischer Fahr-
fehler ist ein solcher, „der in symptomatischer Weise auf die nach Alkoholgenuss typischerweise auftretenden
physiologischen (z. B. Verlängerung der Reaktionszeit; Beeinträchtigung des Gleichgewichtssinns; Einen-
gung des Gesichtsfelds; Müdigkeit) und psychischen (z. B. Kritiklosigkeit; erhöhte Risikobereitschaft und
Selbstüberschätzung) Folgen hinweist.“ siehe auch BUrMann in Burmann/heß/Jahnke/Janker, straßenver-
kehrsrecht, § 316 stGB rn. 21: „Die Wirkung des Alkohols besteht in der ersten Phase nach der Aufnahme in
einer Lockerung der Persönlichkeit u Steigerung des Selbstbewusstseins, Wegfall von Hemmungen. Der ‚An-
geheiterte‘ neigt daher zu leichtsinniger Unterschätzung der Gefahren. Im weiteren Verlauf tritt Ermüdung,
Nachlassen des Auffassungsvermögens u der Reaktionsfähigkeit ein ...“

53) hUhn, Ba 2014, sup. 14 f.; Ders., Ba 2015, 132 f. siehe auch das verkehrslagebild „radfahrer im straßen-
verkehr unter alkoholeinfluss“, s. 2 f.: „In den Medien und in der Öffentlichkeit wird zunehmend beklagt, dass
Radfahrer bewusst Regeln verletzen (z. B.: Benutzen der falschen Richtungsfahrbahn, Missachtung des Rot-
lichts von Lichtsignalanlagen) und dabei die besonderen Risiken für sich oder andere außer Acht lassen.“

54) ausführlich KÖnIG in leipziger Kommentar zum stGB, § 316 rn. 99.
55) KÖnIG a. a. O.
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aus dem gleichen Grund absichtlich in einer Kurve geradeaus fahren? Oder soll ein angetrunkener raser entlas-
tend auf seine „strafmandate“ wegen zu schnellem Fahren hinweisen können56), und ein anderer alkoholisierter
Fahrer nach einem einparkfehler auf schon früher verursachte ähnliche Blechschäden?  

Kurzum: es ist nicht ersichtlich, wie ein Gericht zur Feststellung der Fahrweise im nüchternen zustand im-
stande sein sollte.

Die rechtsprechung behilft sich vor diesem hintergrund anders, und zwar mit einer Formel57): Je seltener ein
bestimmter Fahrfehler bei nüchternen Fahrern vorkommt, und je häufiger er erfahrungsgemäß von alkoholisier-
ten Fahrern begangen wird, desto eher könne angenommen werden, der Fehler wäre auch dem Beschuldigten im
nüchternen zustand nicht unterlaufen. 

Befriedigend ist dies nicht: Die statistische verteilung des jeweiligen Fahrfehlers auf alkoholisierte und nicht-
alkoholisierte vermag keinen sicheren aufschluss darüber zu geben, wie gerade dieser Beschuldigte in nüchter-
nem zustand gefahren wäre58). versteckt arbeiten wir also somit auch hier, wie es ein strafrechts-Kommentator
ausdrücklich formuliert59), „mit einem statistischen Ansatz“.

Damit wird beim Konzept der relativen Fahrunsicherheit in Kauf genommen, im einzelfall nicht auf alkoho-
lischer Beeinflussung beruhendes Fahrverhalten zu bestrafen. nicht ein alkoholbedingtes, sondern ein alkohol-
typisches verhalten genügt zur Bestrafung: Wer alkohol getrunken hat und einen bestimmten Fahrfehler began-
gen hat, kann schnell wegen trunkenheit im verkehr bestraft werden.

Überschreitung einer Promillegrenze – Bestrafung ohne Trunkenheit und ohne Fahrfehler?
nun scheint sich als ausweg aus diesem Dilemma anzubieten, nicht auf die Kombination von absoluter und

relativer Fahruntüchtigkeit abzustellen60), sondern eine feste Promillegrenze in das strafgesetzbuch zu schrei-
ben61), etwa wie in Polen eine Grenze von 0,5 ‰62). In Deutschland findet sich eine solche Grenze im Ord-
nungswidrigkeitentatbestand des § 24a abs. 1 stvG63).

Klarheit, eindeutigkeit und formale Gleichheit der rechtsanwendung wären die schnell ersichtlichen, auf der
hand liegenden vorteile. aber gäbe es nicht auch bedenkenswerte nachteile?

Insbesondere sollte man nicht übersehen, dass eine solche regelung die Bestrafung von Fahrzeugführern be-
deutet, die fahrsicher unterwegs sind und nichts und niemanden gefährden: 0,5 ‰ gilt bei Kraftfahrern zwar re-

56) siehe KOtz in Kotz/rahlf, Praxis des Betäubungsmittelstrafrechts, 2012, rn. 553: „Eine – auch erhebliche –
Geschwindigkeitsüberschreitung sagt über eine ... Fahrunsicherheit ... nichts aus, wenn das Zentralregister
des Verkehrssünders zahlreiche Einträge wegen überhöhter Geschwindigkeit ausweist.“

57) ausführlich KÖnIG in leipziger Kommentar zum stGB, § 316 rn. 101.
58) rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunkenheitsdelikte, s. 140:

„Nach der conditio-sine-qua-non-Formel ist vielmehr zu fragen, ob der ‚Erfolg in seiner konkreten Gestalt‘
entfiele, wenn der Kraftfahrzeugführer nüchtern gewesen wäre.“

59) erneMann in satzger/schluckebier/Widmaier, strafgesetzbuch, 2. aufl. 2014, § 316 rn. 16.
60) nicht näher betrachtet werden sollen hier vorschläge zu einer neufassung von § 316 abs. 1 stGB mit einer

konkreten Promillegrenze, die nur die absolute Fahrunsicherheit eliminieren (Maatz, Ba 2014, sup. 12 
Fn. 41) oder aber den Bereich der relativen Fahrunsicherheit ganz aus dem strafrechtlichen regelungsbe-
reich ausnehmen (rIeMenschneIDer, Fahrunsicherheit oder Blutalkoholgehalt als Merkmal der trunken-
heitsdelikte, s. 270; 284).
Der vorschlag von Maatz, gekürzt um die den atemalkohol betreffende Passagen: 
„(1) <unverändert: ‚nicht in der Lage, das Fahrzeug sicher zu führen‘> 
(2) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer im Straßenverkehr a) ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er 1,1 Promil-
le oder mehr Alkohol im Blut ... oder b) ein sonstiges Fahrzeug führt, obwohl er 1,6 Promille oder mehr Alko-
hol im Blut oder eine Alkoholmenge im Körper hat, die zu einer solchen Blut...alkoholkonzentration führt.“
Der vorschlag von rIeMenschneIDer:
„I. Wer nach der Einnahme erheblicher Mengen Alkohol im Straßenverkehr ein Kraftfahrzeug führt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn er zur Zeit der Tat 1,0 Promille oder mehr
Alkohol im Blut oder eine Alkoholmenge im Körper hat, die zu einer solchen Blutalkoholkonzentration führt.“

61) In Deutschland ist damit freilich zumindest auf absehbare zeit nicht zu rechnen. Dazu DetleF OOttO BÖnKe,
(damals) Ministerialrat im Bundesministerium der Justiz und für verbraucherschutz (nzv 2015, 19; Ba 2015,
383 f.): „Dass der Gesetzgeber eine derart krasse Abkehr von der bisherigen Systematik vornehmen wird, ist
angesichts des über Jahrzehnte entwickelten gesetzlichen Instrumentariums ... kaum zu erwarten, zumal der
Rückgang der Alkoholunfälle im Straßenverkehr hierfür keinerlei Anlass bietet.“

62) Diese Grenze gilt seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes der strafprozessordnung und an-
derer Gesetze vom 27. 09. 2013 nur noch für Kraftfahrzeugführer.

63) „Ordnungswidrig handelt, wer im Straßenverkehr ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er ... 0,5 Promille oder
mehr Alkohol im Blut ... hat ...“
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gelmäßig als „kritische Grenze“64), ab der oft schon mit verminderter Fahrsicherheit gerechnet werden kann –
aber eben nur „kann“65).

Bei radfahrern haben die aktuellen Düsseldorfer versuche bei 0,5 ‰ sogar „keinerlei Hinweis auf eine stati-
stisch relevante Steigerung des Unfallrisikos“ ergeben66). auch die Mainzer studie konstatierte67): „Beim BAK-
Level 0,4–0,6 ‰ ergab sich dagegen auch im anspruchsvollsten Teilabschnitt des Parcours kein signifikanter
Fehlerzuwachs.“

Im deutschen straßenverkehrsrecht ist schon der heutige § 316 stGB, der lediglich Fahrunsicherheit, aber
keine konkrete Gefährdung von rechtsgütern voraussetzt, strukturell ein weitgehender Fremdkörper68): abstrak-
te Gefährdungen selbst von leib und leben durch (vorsätzliche oder fahrlässige) Fahrfehler wie etwa zu schnel-
les Fahren, rotlichtverstöße oder abstandsunterschreitungen werden ansonsten nur nach der straßenverkehrs-
ordnung als Ordnungswidrigkeiten geahndet. eine Übertragung der 0,5-Promillegrenze entsprechend dem
polnischen recht in das strafgesetzbuch würde nun aber bedeuten, nicht nur die abstrakte Gefährlichkeit der völ-
lig folgenlosen Fahrt eines Fahrunsicheren zu pönalisieren, sondern, noch eine reduktionstufe weiter, die „po-
tentielle Gefahr einer abstrakten Gefahr“: es hätte bei der Promillehöhe sein können, dass der Fahrer schon fahr-
unsicher gewesen wäre und dann eine (wenigstens abstrakte) Gefahr dargestellt hätte.

Ist es richtig, so weit zu gehen? Darf man wirklich mit dem Kriminalstrafrecht, der ultima ratio, gegen ver-
haltensweisen vorgehen, die nichts und niemanden auch nur abstrakt gefährdet haben69)? „Jeder hat das Recht
auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt“, sagt art. 2 abs. 1 des
deutschen Grundgesetzes.

Wer jetzt entgegnet, das hohe Gut der verkehrssicherheit gebiete dennoch Beschränkungen der handlungs-
freiheit selbst nur potentiell abstrakt Gefährdender, sollte sich fragen, ob er dann auch für ein allgemeines verbot
des Fahrens für alle ältere Menschen sei, die möglicherweise auch schon altersbedingt schnell mal fahrunsicher
sein könnten. zumindest sollten wir dann aber auch erwägen, jede ablenkungsmöglichkeit des Fahrers zu ver-
bieten. Kein radiohören, nicht mit dem Fahrer sprechen. 

Und vielleicht sollten wir sogar Fußgängern die Benutzung von smartphones untersagen, damit sie nicht an-
dere übersehen und über den haufen laufen: nach einer studie aus Kanada ist die ablenkung von verkehrsteil-
nehmern durch handybenutzung mit einer alkoholisierung von 0,8 ‰ vergleichbar70)!
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64) FIscher, stGB, § 316 rn. 31; WOlters in systematischer Kommentar zum strafgesetzbuch, 131. lfg. 2012,
§ 316 rn. 26; erneMann in satzger/schluckebier/Widmaier, stGB, § 316 rn. 15.

65) vgl. FIscher, stGB, § 316 rn. 31: (erst) „bei 0,8 ‰ ist bei der Mehrheit der Kraftfahrer eine Gefährdung an-
derer zu befürchten.“

66) Maatz in Daldrup/hartung/Maatz/Mindiashvili/roth/schwender, Grenzwerte für absolute Fahruntüchtigkeit
bei radfahrern, s. 53.

67) ezlan/lUchMann/hatz/UrBan, Ba 2015, 363 ff.
68) siehe dazu zIeschanG in nomos-Kommentar zum stGB, § 316 rn. 4 ff.
69) vgl. zIeschanG a. a. O., rn. 4: „... die bloße ‚Einübung in Rechtsbefolgung‘ [kann] keine ausreichende

Grundlage für die Verhängung von Kriminalstrafe bei Ungefährlichkeit im Einzelfall bilden ... Der Aspekt der
Ordnung rechtfertigt Kriminalstrafe nicht.“

70) siehe dazu Westdeutsche allgemeine zeitung vom 27. 08. 2015 (http://www.derwesten.de/panorama/
fussgaenger-mit-handys-ueberschaetzen-sich-selbst-im-verkehr-id11031522.html). es handelt sich um die
studie von DOnalD reDelMeIer und rOBert tIBshIranI (University of toronto): association between cellu-
lar-telephone calls and Motor vehicle collisions, new engl J Med 1997; 336: 453–458: „The relative risk is
similar to the hazard associated with driving with a blood alcohol level at the legal limit“ (s. 456) – in nord-
amerika bei 0,8 ‰ liegend.
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